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Beratende Versammlung des Europarats 

Deutsche Delegation 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege, 


die Beratende Versammlung des Europarats hat sich nicht nur 
wiederholt in ihren Berichten und Debatten dafür eingesetzt, 
daß die Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie sie in der 
Charta der Vereinten Nationen und in der Konvention des 
Europarats niedergelegt sind, in den Mitgliedsstaaten respek- 
tiert werden, sondern sie fühlte sich auch verpflichtet, die Welt- 
öffentlichkeit auf offenbare Verletzungen der menschlichen und 
geistigen Freiheit aufmerksam zu machen, wo immer sie zu Tage 
traten. 

Im Jahr der Menschenrechte will die Beratende Versammlung 
des Europarats die Frage der Menschenrechte besonders ein- 
dringlich behandeln; sie hat ihre Mitglieder deshalb aufgef or- 
dert, in den nationalen Parlamenten ihre Forderungen und 
Proteste zu unterstützen. 

Bereits im Jahre 1965 wies die Beratende Versammlung in der 
Entschließung 295 auf die Unterdrückungen hin, denen die 
jüdische Gemeinschaft in der Sowjetunion seit langem ausge- 
setzt war und die nun infolge der Ereignisse im Nahen Osten 
sich auszuweiten drohen. 

Auf der Januartagung dieses Jahres hat sich die Beratende 
Versammlung auf Initiative von Frau Kollegin Klee in der 
Entschließung 364 im Zusammenhang mit den letzten Moskauer 
Prozessen gegen Schriftsteller und Intellektuelle erneut für die 
Verteidigung der Meinungsfreiheit eingesetzt; die Entschließung 
wurde einstimmig angenommen. 

Die deutsche Delegation übermittelt in der Anlage die deutsche 
Übersetzung der Entschließungen 295 und 364. 


Dr. Serres Dr. Schulz (Berlin) 

Der Sprecher Der stellvertretende Sprecher 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entschließung 295 (1965) 


betr. die Lage der jüdischen Gemeinschaft in der Sowjetunion 

(angenommen am 6. Mai 1965) 


Die Versammlung 

1. bekräftigt erneut ihre ständige Sorge um die Wahrung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten; 

2. verweist auf den Grundsatz der Achtung der rassischen 
Gleichheit sowie der religiösen Freiheit, der in den Artikeln 
1 (3) und 55 (c) der Charta der Vereinten Nation hervor- 
gehoben wird; 

3. begrüßt mit Genugtuung die jüngste Verbesserung der 
Beziehungen zwischen der Sowjetunion und den westlichen 
Ländern; 

4. stellt jedoch die besonderen Freiheitsbeschränkungen der 
Juden in der Sowjetunion fest: 

(a) hinsichtlich der Ausübung ihrer Religion, 

(b) hinsichtlich der Wahrung ihres kulturellen Erbes; 

5. gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die sowjetische Regierung 
zu einem weiteren Fortschreiten der Verständigung zwischen 
Ost und West durch folgende Maßnahmen beitragen wird: 

(a) der jüdischen Gemeinschaft diejenigen Rechte sowie 
religiösen und kulturellen Freiheiten einzuräumen, die 
allen religiösen und ethnischen Gruppen in den Arti- 
keln 123 und 124 der Verfassung der UdSSR zugesichert 
werden, vor allem: 

(i) die Erlaubnis, Synagogen zu eröffnen oder wieder- 
zueröffnen, hebräisches Schrifttum zu veröffentli- 
chen und zu studieren, eine genügende Anzahl von 
Rabbinern und anderen Geistlichen auszubilden, 
religiöse und rituelle Kultgegenstände herzustellen 
und zu vertreiben, religiöse Gemeinden zu bilden 
und mit den jüdischen Gemeinden des Auslands 
in Verbindung zu bleiben; 

(ii) es den Juden zu gestatten, ihre Kinder in Schulen 
oder Klassen zu schicken, in denen die hebräische 
und jiddische Kultur und Sprache gelehrt wird, und 
ihre Kultur zu pflegen, wozu das Recht auf Ver- 
öffentlichung einer eigenen Literatur und die Wie- 
dereröffnung jiddischer Theater gehört; 
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(b) die antisemitische Propaganda in der Presse sowie in 
Büchern und Zeitschriften gemäß dem Artikel 123 der 
Verfassung der UdSSR zu verbieten; 

(c) alle gerichtlichen Diskriminierungen gegenüber Juden, 
besonders die Anklagen wegen wirtschaftlicher Verbre- 
chen, einzustellen; 

(d) den sowjetischen Juden, die infolge des zweiten Welt- 
krieges oder durch die Naziverfolgungen von ihren 
Familienangehörigen getrennt wurden, falls sie es wün- 
schen, die Erlaubnis zu geben, sich mit diesen Angehö- 
rigen in anderen Ländern, besonders in Israel, wieder 
zu vereinigen. 
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Entschließung 364 (1968) 


betr. die Wahrung der Meinungs- und Redefreiheit in den 
europäischen Ländern 

(angenommen am 2. Februar 1968) 


Die Versammlung 

1. vertritt die Ansicht, daß die Wahrung der Meinungs- und 
Redefreiheit nach der in der Menschenrechtskonvention 
enthaltenen feierlichen Erklärung der Menschenrechte eines 
der Grundziele des Europarats darstellt ; 

2. ist der Meinung, daß die Versammlung das Recht und die 
Pflicht hat, auf die schwerwiegenden Unterdrückungen und 
Verletzungen dieser Freiheiten in allen europäischen Län- 
dern, gleichviel ob es sich um Mitglieder oder Nichtmitglie- 
der des Europarats handelt, hinzuweisen; 

3. hat von der jüngsten Serie von Prozessen, die gegen Schrift- 
steller und Intellektuelle in der Sowjetunion angestrengt 
worden sind, Kenntnis erhalten; 

4. stellt fest, daß ähnliche Situationen in anderen Ländern des 
Ostens und bestimmten Ländern des Westens bestehen; 

5. drückt den Wunsch aus, daß alle europäischen Staaten im 
Interesse der Entspannung zwischen Ost und West und der 
Annäherung der europäischen Völker, die elementarsten 
menschlichen Ansprüche auf geistige Freiheit, besonders 
bei Gerichtsverfahren politischen Charakters, respektieren 
mögen. 
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